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Roland Czada 

Politische und gesellschaftliche Rahmenbedingungen einer 
staatlichen Imamausbildung 

In Deutschland ist das Verhältnis von Politik u n d Religion von historischen 
Weichenstellungen im Verlauf der Herausbildung des modernen Staates nach-
haltig best immt worden. Es basier t auf korporat iven Gruppenrechten staatlich 
anerkannter Religionsgemeinschaften, die den l iberal-demokratischen Idealen 
individueller Bürgerrechte und einer staatsunabhängigen pluralistischen Or-
ganisationsgesellschaft eigentlich zuwider laufen. Die Einbeziehung des Islam in 
dieses »korporatistische« Modell wirf t einige Fragen zum Verhältnis von Politik 
und Religion auf, die nicht zuletzt im Zusammenhang mit der Ausbildung des 
Personals von Religionsgemeinschaften von Belang sind. 

1. Liberale Demokratie und Autonomie der 
Religionsgemeinschaften 

Religiöse und weltanschauliche Bekenntnisfreiheit , eine pluralistische Gesell-
schaftsordnung und die staatskirchenrechtliche Privilegierung von Religions-
gemeinschaften sind in Deutschland eine historische Verbindung eingegangen, 
die als bewährt und bewahrenswert erachtet wird. Die etablierten Kirchen sind 
Körperschaften des öf fent l ichen Rechts. Als solche bilden sie intermediäre 
Verbände, die hochgradig au tonom sind und zugleich eine Mittlerrolle zwischen 
ihren Mitgliedern und dem Staat e innehmen. Ob dies ein zukunftsweisendes 
Modell für die Integration des Islam darstellt, hängt nicht zuletzt davon ab, wie 
die Muslime und ihre religiöse Eliten zu diesem System stehen u n d sich darin 
zurechtfinden. Den Imamen gebühr t in dieser Hinsicht eine besondere Rolle. Als 
Vorsteher der Moscheegemeinden haben sie auf das Gesellschaftsbild der 
Gläubigen großen Einfluss. Und daraus folgt die politische Forderung nach 
Übernahme öffentlicher Verantwortung, der sich die I m a m e stellen sollen. Die 
Imamausbildung an den staatlichen Hochschulen kann zudem als Vorstufe zu 
einer weiter reichenden Einbindung des Islam in bestehende korporat is t ische 

IIInnn:::   UUUcccaaarrr,,,   BBBüüüllleeennnttt   (Hrsg.): Imamausbildung in Deutschland 
IIIssslllaaammmiiisssccchhheee   TTThhheeeooolllooogggiiieee   iiimmm   EEEuuurrrooopppäääiiisssccchhheeennn   KKKooonnnttteeexxxttt... 
GGGöööttttttiiinnngggeeennn:::   VVV&&&RRR   UUUNNNIIIPPPRRREEESSSSSS,,,   SSS...   888111   ---   888666 

2010: Imamausbildung in De tschland.Aus: Ucar, Bülent (Hrsg.) 2010: Imamausbilduuung in Deutschland.

.

dddddd

Czada, Roland, 2010: Politische und gesellschaftliche Rahmenbedingungen einer staatlichen Imamausbildung. 

Islamische Theologie im europäischen Kontext.  Göttingen.V&R unipress, S. 81 - 86
In: Ucar Bülent (Hrsg.) 2010: Imamausbildung in Deutschland.



82 Roland Czada 

Beteiligungsformen an Schulen und Hochschulen, öffentlich-rechtlichen Me-
dien u n d in der freien Wohlfahrtspflege gesehen werden. 

Wie zukunftsfähig ist angesichts neuer Herausforderungen das deutsche 
Modell von »religious governance«? Skepsis besteht in zweierlei Hinsicht. Ers-
tens lässt sich der vom Staat verliehene besondere öffentlich-rechtliche und 
damit auch politische und gesellschaftliche Status von Religionsgemeinschaften 
aus der Sicht einer liberalen Demokrat ietheorie u n d Verfassungslehre nicht 
ohne Weiteres rechtfertigen. Zweitens resultiert aus der intermediären Stellung 
der kirchlichen Organisationseliten ein Spannungsverhältnis zwischen ihren 
Aufgaben der Repräsentation und Seelsorge einerseits und ihrer Kooperations-
und Rechenschaftspflicht im direkten Umgang mit Politik- und Verwaltungs-
akteuren andererseits. 

Was das Verhältnis einer pluralistischen l iberaldemokratischen Verfas-
sungsordnung zum korporatist ischen Staatskirchenrecht betr iff t , besteht eine 
Minimalforderung in der Anerkennung des Vorranges der polit ischen Verfas-
sung u n d der allgemeinen Bürgerrechte vor Glaubensregeln u n d Geboten von 
Religionsgemeinschaften, die damit möglicherweise kollidieren könnten 1 . Mit 
der einhergehenden säkularen Subordinat ion haben sich die in Deutschland 
etablierten Kirchen in Jahrhunder te langen Kämpfen abgefunden. Die Ge-
schichte der europäischen Glaubenskriege und ihrer Nachwehen verdeutlicht, 
dass die in Westmitteleuropa gefundenen konfessionspolit ischen Friedensfor-
meln und Insti tutionen des Staatskirchrechts mehr aus der Not historischer 
Kompromisse als aus einem vernünft igen Plan entstanden ist 2. 

Was uns in Deutschland als religionspolitischer »Stein der Weisen« erschei-
nen mag, ist im internationalen Vergleich die Ausnahme. Das in den USA gültige 
»Marktmodell« der Religionen behandel t die Vielzahl religiöser Gruppen und 
Verbände als Teil eines staatsfreien pluralistischen Universums, in dem aller-
dings politische Einflusskonkurrenz u n d Lobbying erlaubt u n d sogar erwünscht 
sind. Das weit verbreitete, in vielerlei Abstufungen praktizierte laizistische 
Modell versucht gerade diesen polit ischen Einfluss zu verhindern, indem es eine 
strikte Trennung von Staat und Religion vorschreibt . Die südafr ikanische Ver-
fassung toleriert religiös begründete Gruppenrechte mit der Folge, dass in 
musl imischen Gemeinden das Familien- und Erbrecht auf den Grundsätzen der 
Scharia aufbaut . In Malaysia gelten der Islam als Staatsreligion u n d die Scharia 
als vorherrschende Rechtsquelle, wobei für die ausgesprochen muli re l igiöse 
nicht-muslimischen Bevölkerungshälfte weitreichende Ausnahmen erlaubt 

1 Bader, Veit, »Religious Diversity and Democratic Institutional Pluralism«, in: Political Theory 
31, 2/2003, S. 265-294, hier S. 282. 

2 Vgl. Lehmbruch, Gerhard, »Die korporative Verhandlungsdemokratie in Westmitteleuropa 
in: Schweizerische Zeitschrift für Politische Wissenschaft, 2, No. 4, 1996, S. 19-41. 
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2. Das deutsche Modell 

Die deutsche Religionsverfassung beruht wie die der Schweiz, der Nieder lande 
und Österreichs auf einem Inst i tut ionengefüge, das auf die konfessionellen 
Friedensschlüsse im Gefolge der Reformation zurückgeht . Es gewährt den 
Konfessionen korpora t ive Autonomie und zwingt ihnen zugleich in poli t isch 
relevanten Fragen eine von Pari tät bes t immte Verpfl ichtung zur Kooperat ion 
auf. Die Grunds t ruk tu r dieses Arrangements wi rd im Osnabrücker Friedens-
vertrag von 1648 deut l ich: Das Instrumentum Pacis Osnabrugense garant ier t den 
konfessionellen Körperschaf ten , sich selbst zu regieren und verpflichtet sie in 
Glaubens fragen von öffent l ichem Interesse zu gütl ichem Einvernehmen. Die 
Regelungen finden ihren Ausdruck in den Fr iedensformeln »Itio in Partes«, die 
den konfessionellen Parteien Autonomie und das Recht getrennter Beratung und 
Entscheidung im Vorfeld des Reichstages zubilligt, und »Amicabilis Composi-
tio«, das ein auf Parität gegründetes Einvernehmen im Überschneidungsbere ich 
von Konfessionspolit ik und allgemeiner Politik einfordert . Die gelegentlich 
anzutreffende Interpreta t ion, der Westfälische Frieden habe die Trennung von 
Staat und Kirche eingeleitet, ist vor diesem Hin te rg rund mehr als missver-
ständlich. Vielmehr geht es um ein geregeltes Miteinander, weil die vertrags-
schließenden Parteien offenbar davon ausgingen, dass an eine umfas sende 
Entkonfessionalisierung der Politik realistischerweise nicht zu denken ist. 

Tatsächlich erwiesen sich Vorstellungen einer for tschrei tenden Säkularisie-
rung und Trennung von Staat und Religion wiederhol t als Mythos. Allein die im 
historischen und in ternat ionalen Vergleich höchs t verschiedenen Modelle der 
Religionsverfassung u n d der Religionspolit ik 1 zeigen, dass eine juris t isch u n d 
politisch »saubere« Trennung von Politik u n d Religion keineswegs eine dauer-
hafte Lösung darstellt . Die Krise des republ ikanischen Laizismus in Frankreich, 
der Türkei oder in Ägypten belegen dies ebenso wie Er fahrungen zum Staat-
Religionsverhältnis in den ehemals sozialistischen Staaten des Ostblocks. Der 
Osnabrücker Konfessionsfr ieden von 1648 mit seiner Grundidee eines geregel-
ten, von wechselseitiger Anerkennung und Kooperat ion getragenen Verhält-
nisses von Staat und Religion wi rd insofern von späteren historischen Erfah-
rungen wiederhol t bestätigt . Ob sich diese Konst rukt ion in einem multirel i-
giösen, z u n e h m e n d auch areligiösen Umfeld, also unter ihr his tor isch f r e m d e n 

3 Vgl. Martin, David, A general theory of secularization, Harper & Row, New York 1978; Bader, 
»Religious Diversity and Democratic Institutional Pluralism«, S. 268. 
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Rahmenbedingungen, auch weiterhin bewähren kann, bleibt offen. Ganz prak-
tische Probleme, wie die Gründung neuer theologischer Lehrstühle, auf denen 
die verschiedenen Richtungen des Islam Platz f inden oder die Vermehrung der 
Klassen im schulischen Religionsunterricht, treffen sich mit politischen Her-
ausforderungen und Widersprüchen, die uns aus der Korporatismusforschung, 
der Verfassungsrechtssprechung u n d der Religionssoziologie vertraut sind. Sie 
werden im nächsten Abschnitt kurz angerissen. 

3. Spannungen im Staat-Religionsverhältnis 

Da sich zwischen den Inst i tut ionen von Staat und Kirche bzw. zwischen den 
Funktionssystemen von Politik und Religion beständig Zonen der Interferenz 
bilden, erscheint die Idee, sie strikt zu t rennen, tatsächlich wirklichkeitsfremd. 
Dies änder t allerdings nichts an den Problemen, die das geregelte, auf vertrag-
liche Inkorporat ion von Glaubensgemeinschaften gestützte Miteinander auf-
wirft. Eines dieser Probleme besteht in der Akzeptanz und Unterstützung der 
Gläubigen und des religiösen Personals insbesondere der »mittleren Funktio-
närsebene«, also im Fall des Islam auch der Imame, für eine auf der Ebene von 
Staats- und Verbandseliten vertragliche eingeforderte Kooperationspflicht. Es 
zählt zu den Gemeinplätzen der Korporat ismusforschung, dass intermediäre 
Verbandseliten in einem dauernden Zwiespalt zwischen binnenorganisatori-
schen Aufgaben im Verkehr mit ihren Mitgliedern und externen Kompromiss-
zwängen im Austausch mit der Politik gefangen sind 4 . Die Bewältigung dieses 
»Spagats« verlangt von den beteiligten Religionen organisatorische Anstren-
gungen, deren Erfüllung er fahrungsgemäß eine hierarchisch-bürokratische 
Kirchenverfassung voraussetzt. Nur so scheinen die staatliche Forderung nach 
einem einheitlichen Ansprechpar tner und die dami t einhergehende Verpflich-
tungsfähigkeit und Autorität von Religionsverbänden gewährleistet. Neuere 
Ansätze zum Beispiel in Niedersachsen, den Zusammenhang zwischen Inkor-
porat ion und Organisation zu lockern, i ndem staatliche Akteure mit den mus-
limischen Religionsgemeinschaften eine Vertragsbeziehung neuer Art eingehen, 
müssen vor dem Hintergrund der historisch gewachsenen (Macht-) Verhältnisse 
zwischen Staat u n d Kirchen gesehen werden. 

Im modernen l iberal-demokrat ischen Staat hat die Freiheit der Religion 
Verfassungsrang. Die mit dem m o d e r n e n Staat verbundene Souveränitätsidee 

4 Czada, Roland, »Konjunkturen des Korporatismus; Zur Geschichte eines Paradigmenwechsels 
in der Verbändeforschung«, in: Politische Vierteljahresschrift, Sonderheft 25,1994, S. 37-64; 
ders,, »Vertretung und Verhandlung. Aspekte politischer Konfliktregelung in Mehrebenen-
systemen«, in: Benz, A./Seibel, W., Theorieentwicklung in der Politikwissenschaft - eine 
Zwischenbilanz, Baden-Baden, Nomos 1997, S. 237-260. 



verlangt aber zugleich eine Entpol i t is ierung der Rel igionsgemeinschaften. Diese 
K o n s t r u k t i o n ist aus theologischer, (macht-)pol i t ischer und organisa t ionsso-
ziologischer Sicht höchs t voraussetzungsvoll , weil die Werte und Glaubens-
inhalte von Religionen sich nicht auf das rein Private beschränken und nur 
schwerlich politisch indifferent bleiben können . Der Spannung zwischen in-
terner Mitgliedschafts- und äußerer Einflusslogik im Hande ln von Verbands-
eliten 5 gilt für inkorpor ier te Glaubensgemeinschaf ten umso mehr , als sie - an-
ders als die an materiellen Verteilungsfragen interessierten weltliche Interes-
sengruppen - keine beliebigen poli t ischen Tauschgeschäfte, Junkt ims u n d 
»package-deals« mit Regierungen, Behörden oder anderen Verbänden eingehen 
dürfen. Aufgrund ihrer prinzipiel len Wer tor ien t ie rung können sich Kirchen-
obere die Zus t immung für eine ethisch bedenkl iche Gesetzgebung nicht für 
einen Steuervorteil oder öffentl iche Subvention »abkaufen« lassen. Soweit Werte 
und Glaubenswahrheiten tangiert s ind, setzt dies der Kooperat ion von Staat u n d 
Religion Grenzen. Dies erscheint aktuell wenig problemat isch , weil die Kirchen 
im Verlauf der jüngeren .Geschichte immer weniger imstande waren, ihre 
Gläubigen in polit ischen und sozialmoral ischen Fragen etwa der Sonntagsruhe, 
der Schulpolitik oder des Schwangerschaf t sabbruchs wi rksam zu mobil is ieren. 
Das deutsche Staatskirchenrecht hat insofern eine Trennung von Politik u n d 
Religion durchaus beförder t . Ob aber die Minbar der Moschee unter d e m Ein-
druck von öffentl ichen Religionsverträgen ebenso wie zuvor die Kirchenkanzel 
zu einem Ort relativer pol i t ischer Enthal tsamkeit ode r gar Besänft igung werden 
kann, ist offen. Dies häng t gewiss von der Imamausb i ldung ab, aber nicht n u r 
von ihr. Der gesellschaftliche Wertewandel und die gesamtgesellschaftl iche In-
tegration der Musl ime dür f ten dabei eine ebenso wichtige Rolle spielen. Vor 
allem aber ist es das Verhältnis des religiösen Glaubens und der Schrif t zur 
weltlichen Autorität des Staates, von d e m die Chancen u n d Hürden der Inte-
gration und der Kooperat ion abhängen . 

Die Ansicht ist weit verbreitet , dass die christ l iche Theologie bas ierend auf 
Matthäus 22,21 (»Gebt dem Kaiser, was des Kaisers ist, u n d gebt Gott, was Gottes 
ist!«) und d e m Römerbr ief des Paulus (»Jedermann sei Untertan der Obrigkeit , 
die Gewalt über ihn hat [ . , . ]«, Römer 1 3 , 1 - 7 ) poli t ische Subordina t ion aus-
drücklich befürwor te , während der Islam am Vorrang der Schrift und religiöser 
Regelwerke festhalte. Recherchiert m a n aber in 10.000 seit 1998 in evangel ischen 
Kirchen gehaltenen Predigten, die in einer In te rne tda tenbank frei ve r fügbar 
sind, wird deutlich, dass die W a h r n e h m u n g staatlicher Autori tät in den chris t -

5 Streeck, Wolfgang, »Vielfalt und Interdependenz. Überlegungen zur Rolle intermediärer Or-
ganisationen in sich ändernden Umwelten«, in: Kölner Zeitschrift für Soziologie und Sozi-
alpsychologie 39, 3/1987, S. 471 -495 ; Czada, »Vertretung und Verhandlung. Aspekte politi-
scher Konfliktregelung in Mehrebenensystemen«. 
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liehen Kirchen keineswegs von einem Verständnis der Subordinat ion bestimmt 
ist. So predigte zum Beispiel Pfarrer Manfred Kock beim Eröffnungsgottesdienst 
der 2. Tagung der 9, Synode der EKD am 2. Nov. 1997: 

»In unserem demokrat isch verfassten Gesellschaftssystem spricht man gerne 
von der Par tnerschaf t zwischen Kirche und Staat, Das ist wohl, wenn es um ein in 
vernünft iger Weise geordnetes Verhältnis von Inst i tut ionen und Systemen geht, 
auch eine passende Begrifflichkeit. Aber Gott und Kaiser sind keine Partner. 
Gleichwertige Konkurrenz gibt es zwischen ihnen nicht. Gott ist grenzenlos, Die 
irdische Macht, sei sie tyrannisch oder demokrat isch oder irgend etwas da-
zwischen, ist immer nur abgeleitet, ist immer begrenzt.« 

Jede Theologie wird letztlich die irdische Macht, die sie akzeptiert und mit der 
sie sich einlässt, als von Gott gegeben betrachten müssen. Um welches Be-
kenntnis es sich auch handel t u n d wie immer seine Stellung zum Staat verfasst 
ist: Das Verhältnis von Politik, Gesellschaft und Religion erforder t von den 
Beteiligten stets einen Balanceakt. Auch wenn es hierzulande, beginnend mit 
dem Osnabrücker Konfessionsfrieden von 1648, über Jahrhunder te hinweg 
hochgradig institutionalisiert wurde, bleibt dieses Verhältnis ein Punktiertes 
Gleichgewicht, das relativ instabil in sich geordnet ist. Wenn darüber unter 
veränderten gesellschaftlichen Rahmenbedingungen ein politischer Konflikt 
aufbricht , kann es rasch in einen neuen religionspolitischen Entwicklungspfad 
e inmünden. 
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